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BEBAUUNGSPLAN Nr. 63.1 
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HINWEISE. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

------------------~-------------~-------------------
1. ALLGEMEINE HINWEISE UNO NACHRICHTLICHE 

ÜBERNAHMEN§ 9 (6) BBauG 

1.01 Diese textlichen Festsetzungen gehHren zu der 
Bebauungsplanzeichnung. 

1.o2 Gesetzliche Grundlagen sind das Bundesbauge­
setz (BBauG) in der Fassung vom 18. 8. 76 und 
die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung 
vom 15. 9. 77. 

1.03 Die planerischen Festsetzungen dieses Bebauungs­
planes ersetzen nicht die allgemein gültigen 
baurechtlichen Bestimmungen und Normen. 
Insbesondere sind zu beachten in der jeweils gül­
tigen Fassung : 

1. Die Hess. Bauordnung (HBO) und die zuge-
h6rige DurchfOhrungsverordnung (DVD), 

2. das Ortsrecht der Stadt Hanau, 

3. die Einstellplatzsatzung der Stadt Hanau, 
4. das Hess. Nachbarrecht, 
5. das Hess. Denkmalschutzgesetz. 

1.o4 Das Fernmeldeamt 4 in Hanau ist mindestens 6 
Monate vor Beginn der Straßen- und Hocbaumaß­
nahmen zu verständigen, damit die erforder­
lichen Arbeiten für den Schutz und die Erweite­
rung von Fernmeldeanlagen rechtzeitig durchge­
führt werden können. 

1.o5 Änderungen und Erweiterungen an bestehenden 
Wasserversorgungs- und Kanalisationsanlagen 
bedürfen einer Genehmigung nach§ 44 Hess. 
Wassergesetz (HWG). Hierzu sind baureife Pla­
nungsunterlagen erforderlich. 
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1~o6 Nach§ 20 DSchG sind dem Landesamt für 
Denkmalpflege Hessen in Wiesbaden alle bei 
Erdarbeiten auftretenden Funde, wie Mauern, 
Scherben, Skelette etc., zu melden. Die Fun­
de und Fundstellen sind in unverändertem 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise 
bis zu einer Entscheidung zu schOtzen. 

1.o? Der Bauträger oder Bauherr soll durch geeig­
nete technische Anlagen, wie Hochantennen für 
den Gemeinschaftsempfang oder ka~elgebun-
dene Versorgungsmaßnahmen mittelspostei­
gen~r Breitbandkommunikations-Anlagen (BK­
Anlage) fQr einen einwandfreien Fernseh-
und Rundfunkempfang sorgen. 

1.d8 Die Aufstellung der Abfallbehälter und Ab­
fallentsorgung wird in der Satzung über die 
Abfallbeseitigung in der Stadt Hanau geregelt. 

1.o9 Die Neuverlegung von Versorgungsleitungen 
innerhalb der Straßenflächen ist zur Siche­
stellung der Pflanzmaßnahmen mit dem zu­
ständigen städtischen Amt abzustimmen. 

1.10 Zur Sicherung der vorhandenen Versorgungs­
leitungen ist die Neupflanzung von Bäumen 
mit den einzelnen Versorgungsträgern abzu­
stimmen. 

2.01 

2.02 

FESTSETZUNGEN NACH BUNDESRECHT 
(§ 9 und 9 a BBauG, BauNVO) 

FOr den Geltungsbereich werden alle früheren 
planungsrechtlichen Festsetzungen, die diesem 
Bebauungsplan widersprechen, aufgehoben. 

Die notwendigen Stellplätze und Garagen ober­
halb der Geländeoberfläche sind nur innerhalb 
der durch die entsprechenden Festsetzungen ge­
kennzeichneten Flächen oder innerhalb der 
Uberbeubaren GrundstUcksflächen zulässig~ 
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2.03 Ale Ausnehme sind im Allgemeinen Wohngebiet 
(WA) und Mi~chgebiet (MI) die notwendigen 
Stellplätze und Garagen euch außerhalb der 
unter Ziff. 2.o2 bezeichneten Flächen zu­
lässig, wenn hierdurch die Grßße der unter 
Ziff. 2o7 geforderten GrQnfläche erhalten 
bleibt. 

2.04 Die Decken von Tiefgaragen sind so herzu­
stellen, daß die darObet liegenden dauer­
haft anzulegenden Grünflächen auch mit 
Sträuchern und niedrigem·GehHlz bepflanzt 
werden kf:innen. 

2.o5 Gemeinschaftsgaragen im Allgemeinen Wohn­
gebiet (WA) sind, wo es die st~dtebauliche 
Anordnung ermHglicht, um mind. 1,oo m abzu­
senken„ 
Die Decken dieser Garagen sollten so ausge­
bildet werden, daß sie als dauerhafte Gr□ n­
flächen angelegt und unterhalten werden 
kHnnen. 

2.06 Vorhandene gesunde Bäume und Sträucher sind, 
sofern sie nicht unzumutbare Nachteile oder 
Belästigungen für die Benutzer der baulichen 
Anlagen oder der Nachbarschaft bewirken, zu 
erhalten und zu pflegen. 

2.o? Von den nicht überbaubaren Grundfttickaflächen 
sind im Reinen Wohngebiet (WR) und im Allge­
meinen Wohngebiet (WA) mind. 70% und im Misch­
gebiet mind. 4o % als Grünfläche anzulegen und 
zu unterhalten. Diese GrOnflächen sollen eine 
25 %1ge Baum- und Strauchbepflanzung ein­
schließen. (1 Baum entspricht 25 m2 , 1 Strauch 
1 m2). 

2.08 Vorgärten sind, soweit sie nicht als Zugänge 
oder Zufahrten ben6tigt werden, als zusammen­
hängende Gr0nfl8che zu gestalten und zu unter­
halten._ 

2.o9 Die VerkehrsgrOnflächen sind mit Bäumen und 
Sträuchern zu bepf lenzen, soweit es die Lage 
der vorhandenen Versorgungsleitungen zuläßt 
und keine Sichtbehinderungen entstehen. 
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2.10 In den Gebieten mit offener Bauweise ist 
innerhalb der Oberbaubaren Flächen der An­
bau an die Grundstücksgrenzen zulässig. 

3. FESTSETZUNGEN NACH LANDESRECHT 
§ 9 (4) BBauG, § 118 HBO 

3. o 1 , Bei Neubauvorhaben an der Wilhelmstraße ist 
die Lage am 'Innerstädtischen Ring' zu be­
rOcksichtigen. Wohnungen sind so zu orien­
tieren, daß eine bestm6gliche Abschirmung 
des Verkehrslärms erreicht wird. 

3.o2 Bei Neubauten in unmittelbarer Nachbar­
schaft von baulichen Anlagen, die unter 
Denkmalschutz stehen, ist hinsichtlich 
Gabludehf:ihe, äußerer Gestaltung liAd Dach­
form auf das Kulturdenkmal Rücksicht zu 
nehmen. 

3.o3 Doppelhäuser, Hausgruppen und zusammen­
hängende Garagen sind in ihrer äußeren 
Gestaltung und ihren Dachformen aufein­
ander abzustimmen. 

Bei der Errichtung von Doppelhäusern und 
Hausgruppen sind diese mit gleichen Sockel­
und Traufh6hen sowie einheitlichen Dachnei­
gungen von 3□0 auszuführen. 

Dachaufbauten (Gauben) sind bei Doppel­
häusern und Hausgruppen nicht zulässig. 

Ausnahmen von diesen Festsetzungen sind 
nur für Hausgruppen ins~esamt zulässig. 

3.o4 Bei Doppelh!user und Hausgruppen sind 
Grenzmauern zwischen Freisitzen (Terrassen) 
zullesig. 

3.o5 ta Reinen Wohngebiet (WR), Allgemeines Wohn­
gebiet (WA) und Mischgebiet (MI) sind straßen­
eeitige und seitliche Einfriedigungen bis 
zu einer H6he von 1,25 m zulässig. 
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